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Beklagten und Revisionsklägerinv

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten9

hat der 4„ Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 24° Oktober 1957

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 210 De—

zember 1955 mit den ihm zugrunde liegenden Fest—
stellungen aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwie—

seno
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T a_j b e smj_a'n d

Der Ehemann der Mutter des am 1945 geborenen Klä—

gers ist als Soldat seit dem 25„ Januar 1944 vermißt und —
während des Verfahrens vor dem Sozialgericht - von dem Amts—

gericht in Geldern mit dem 310 Dezember 1945 für tot er—
klärt worden° Die Beklagte lehnte durch Bescheid vom 17„Mai

1954 den Antrag des durch seine Mutter vertretenen Klägers
auf Waisenrente aus der Invalidenversicherung nach deren

Ehemann mit der Begründung ab, daß sie nach 5 1260 der Reiche.
versicherungsordnung a„F° (RVG) den Todestag des Verscholle_

nen auf den 250 Januar 1944 festgesetzt habe° Demgegenüber

verurteilte das Sozialgericht Düsseldorf am 8° März 1955

die Beklagte zur Gewährung der Waisenrente vom 10 Januar

1946 abo '

Das Landessozialgericht Nordrhein—Westfalen in Essen bestäm

tigte in seinem Urteil
vom 21° Dezember 1955 die Entschei“'

dung des Sozialgerichts durch kostenpflichtige Zurückweisung

der Berufung°

Das Landessozialgericht begründet seine Entscheidung im we—

sentlichen folgendermaßen:

Der Kläger sei zwar nicht ehelich, weil er nicht vom Ehe—

mann seiner Mutter erzeugt sein könne (5 1591 Abs„ 1 Satz 2

des Bürgerlichen Gesetzbuches — BGB -); diese Unehelichkeit

könne jedoch nicht geltend gemacht werden° Die Todeserklä—

rung begründe nach 5 9 des Verschollenheitsgesetzes (Versch°

Geso) die Vermutung, daß der Ehemann der Mutter des Klägers

bis zum 130 Dezember 1945 gelebt habe; die Ehelichkeit sei

von dem — neben dem Ehemann — allein dazu befugten Staats—

anwalt nicht angefochten worden, wobei es nicht darauf an—

komme, warum eine derartige Anfechtung unterblieben seio

Unter diesen Umständen könne die Unehelichkeit des Klägers
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nicht geltend gemacht werden, so daß er als eheliches Kind auch

im Sinne des © 1258 RVO a°FQ zu behandeln sei; ihm müsse daher

die Waisenrente gewährt werdeno

Das Landessozialgericht verneint in seinen weiteren Untersuchun-

.gen alle etwa für eine Anspruchsablehnung in Frage kommenden

Möglichkeiten°

Infolge der Änderung der Rechtslage sei der Versicherungsträgér

nicht mehr berechtigt, die Unehelichkeit eines Kindes einrede—

weise auch ohne vorherige gerichtliche Feststellung geltend zu

machen„ Eine analoge Anwendung des erst am 70 August 1953 in

das Bundesversorgungsgesetz (BVG) eingefügten @ 52 Abs° 2 komme

nicht in Frage„

Ein Rentenanspruch nach 5 1258 EVO a„F„ setze nicht unbedingt

unmittelbare persönliche Beziehungen zwischen dem Versicherten

und dem Kinde voraus„

Die Bestimmung des 5 1260 RVO a„F° könne nicht als "lex spezialis"
für den Bereich der Rentenversicherung angesehen werden; wie eine

zusammenfassende Betrachtung der 55 1259 und 1260 RVO aoF„ er—
gebe, bezwecke diese Regelung vielmehr allein, den in 55 1255 f.

RVG aoF„ genannten Personen Hinterbliebenenrentenansprüche be-

reits vor einer Todeserklärung unabhängig von einer Verschollen-

heit nach den Vorschriften des VerschoGes„ zu gewähren, erschöp—

fe jedoch ihre Bedeutung auch darin° Die gesetzliche Todeserklä-

rung des 5 9 des VerschoGesa dagegen habe eine konstitutive

Wirkung für alle Rechtsgebiete einschließlich der Rentenver—

sicherung° '

Schließlich versage auch der Einwand unzulässiger Rechtsaus—

übung, da dem scheinehelichen Kind kein Verschulden vorgeworfen
werden könne° Eine unzulässige Rechtsausübung allein in der An—

spruchnahme eines gesetzlich zustehenden Rechts zu erblicken,

sei um so weniger möglich, als einem derartigen Kind auf der
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IIO

anderen Seite die Erhebung von Unterhaltsansprüchen gegen
seinen außerehelichen Erzeuger versagt sei°

Das Landessozialgericht hat die Revision gegen sein Urteil

ausdrücklich zugelassen„

Die Beklagte hat gegen das ihr am 250 März 1956 zugestellte

Urteil am 14° April 1956 Revision eingelegt und diese am
9° Mai 1956 begründet„ Sie hält sich für berechtigt, unab—

hängig von einem gerichtlichen Todesfestsetzungsbeschluß

nach 5 1260 RVO a„Fo den Todeszeitpunkt festzusetzen° Im üb—

rigen seien unter "Hinterbliebenen" bei der Verschollenheits—

rente nur die im Zeitpunkt der Verschollenheit schon vorhan—

denen oder erzeugten Angehörigen zu verstehen‚ da der Ver—

sicherungsfall der Verschollenheit nicht günstiger geregelt

sein könne als der beim Tod des Versicherten selbst°

Schließlich sei der Kläger nach 5 1593 Abs„ 1 Satz 2 BGB un—
ehelich; da für die Zahlung der Waisenrente die unmittelbare

persönliche Beziehung des Kindes zu dem Versicherten ein ge—

setzliches Erfordernis sei, müsse sie hier trotz 5 1593 BGB

geltend gemacht werden können°

Die Beklagte beantragt9

das Urteil des Landessozialgerichts in Düsseldorf auf—

zuheben und die Klage abzuweisen„

Der Kläger hat demgegenüber keine Anträge gestellt°

Estesheiérsessräeée.

Die Revision ist frist- und formgerecht eingelegt, sie ist

vom Landessozialgerioht zugelassen und daher statthaft.

Die Revision ist auch begründete
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9 Wenn auch ausdrücklich keine entsprechende Feststellung vom

Landessozialgericht getroffen ist und Unterlagen über die sei—

nerzeit vorgelegte Todeserklärung des Amtsgerichts Geldern in

den Akten nicht vorhanden sind, kann doch auf Grund des fest—

gestellten Datums - 310 Dezember 1945 — im Zusammenhang mit

dem wesentlich früheren Vermißtwcrden des verschollenen Ehe-

manns der Mutter des Klägers davon ausgegangen werden, daß

jene Todeserklärung allein auf Grund des Gesetzes über die

Änderung von Vorschriften des Verschollenheitsgesetzes (Versch°

Äna„ees„) vom 18„ Januar 1951 (BGBL 1 s„ 51) erfolgt ist '
Wenn das Landessozialgericht unter diesen Umständen seiner Be-

urteilung der Frage der Beendigung der Ehe der Mutter mit ihrem

verschollenen Ehemann allein die Todes— und Lebensvermutungéh

des Verschuänd„Geso zugrundegelegt und damit als Tag der Auf—

lösung der Ehe den 31„ Dezember 1945 angenommen hat, so hat

es damit eine Auffassung vertreten, der der erkennende Senat

bereits in seiner Entscheidung vom 4„ Juli 1957 —4 RJ 74/56 —
entgegengetreten ist„ Nach der in dieser Entscheidung ent-
wickelten Ansicht hat das Tatsachengericht für den Fall, daß

ein Versicherter im Sinne des @ 1259 RVO a.Fo als "verschollen"

anzusehen ist, den wahrscheinlichen Todestag nach 5 1260 RVO

a°F„ von Amts wegen festzustellen und die sich daraus ergeben-

den Todes— und Lebensvermutungen auch für die Frage‚ wann die

Ehe des Versicherten durch seinen vermutlichen Tod als auf—

gelöst anzusehen ist, jedenfalls dann als maßgeblich anzuwen—
den, wenn und soweit als Folge einer etwa auf Grund des Versch°

ÄndoGeso ausgesprochenen "schematischen" Todeserklärung Todes—

und Lebensvermutungen angewandt werden müßten, die die allge—

meinen Lebenserfahrungen mehr als erforderlich außer acht lassen°

Wenn nach den auf Grund der Feststellung nach @ 1260 RVO a„F„

sich ergebenden Vermutungen die Ehe des Versicherten schon mehr

als 302 Tage vor der Geburt eines-Kindes seiner Ehefrau durch

seinen Tod als aufgelöst anzusehen ist, so muß das Kind daher

als unehelich angesehen werden„ Es besteht keine Veranlassung,

diese in jener Entscheidung entwickelten Grundsätze wieder zu
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IIO

verlassen‚ Die vom Landessozialgericht gegen die Anwendung

des 5 1260 RVO aoFo als "lex spezialis" angeführten Gründe

sind in dem erwähnten Urteil bereits ausführlich gewürdigt

und widerlegt worden° Zusätzlich sei mit Rücksicht auf die

entsprechenden Ausführungen des Landessozialgerichts noch

darauf hingewiesen, daß ein derartiges uneheliches Kind

bzw° sein gesetzlicher Vertreter es jederzeit in der Hand

l;ghgn Tcdestages des Verschollenen nach 5 2 Abs. 1 Satz 2
Verschändßes° seine Unehelichkeit jedermann gegenüber

klarzustellen und damit auch die Grundlage für einen klag-

baren Unterhaltsanspruch zu schaffen„

Wenn das Landessozialgericht die danach nicht anwendbaren

Vermutungen des Verscho■nqueso angewandt hat und wenn es

daraus rechtsirrig gefolgert hat, die Unehelichkeit des

Klägers müsse unberücksichtigt bleiben, so ergibt sich

bereits hieraus die Unrichtigkeit der angefochtenen Ent—

scheidung,_ohne daß es noch eines Eingehens auf die wei—

‘teren‚ die Anspruchsablehnung aus sonstigen Gründen miß-

billigenden Erwägungen des Landessozialgerichts bedurfte.

Die angefochtene Entscheidung war daher aufzuhebeno

Das Landessozialgericht hat nicht darüber entschieden9 ob

es die von der Beklagten nach 5 1260 RVO a.F„ getroffene
Feststellung des Todestages des Versicherten als solche

billigt; es hat — entsprechend seiner abweichenden Rechts—

auffassung — auch selbst eine derartige Feststellung nicht
treffen wollen und nicht getroffen° Die Frage, für welchen

Zeitpunkt der Todestag des Versicherten gemäß 9 1260 RVG
a.F„ festgestellt wird, ist im vorliegenden Fall entschei—

dend dafür, ob der Kläger unehelich ist oder als noch in

der Ehe erzeugt und damit als ehelich gilt. Da das Bundes-
sozialgericht diese fehlende Feststellung nicht selbst
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treffen kann, mußte die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen werden;
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